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6 1 7 . Bundesgesetz: Änderung des Bundesministeriengesetzes 1973 sowie Erlassung damit zusammenhän-
gender Bestimmungen über den Wirkungsbereich des Bundesministeriums für Fami-
lie, Jugend und Konsumentenschutz
(NR: GP XVI RV 57 AB 99 S. 14. Einspr. d. BR: 148 AB 183 S. 28. BR: AB 2766
S. 439.)

617. Bundesgesetz vom 14. Dezember 1983,
mit dem das Bundesministeriengesetz 1973
geändert wird sowie damit zusammenhängende
Bestimmungen über den Wirkungsbereich des
Bundesministeriums für Familie, Jugend und

Konsumentenschutz erlassen werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundesministeriengesetz 1973, BGBl.
Nr. 389, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 591/1982, wird wie folgt geändert:

1. §1 2 4 bis 14 werden als Z „5" bis „15"
bezeichnet; Z 4 (neu) lautet:

„4. das Bundesministerium für Familie, Jugend
und Konsumentenschutz"

2. § 6 lautet:

„§ 6. Unbeschadet des § 5 haben die Bundesmini-
sterien das Bundeskanzleramt über die Besorgung
der im § 3 Z 3 und 4 bezeichneten Geschäfte lau-
fend und zeitgerecht zu unterrichten. Das Bundes-
kanzleramt hat bei Besorgung von Geschäften im
Rahmen der ihm gemäß Abschnitt A Z 1 und 5 des
Teiles 2 der Anlage zugewiesenen Sachgebiete auf
diese Information Bedacht zu nehmen."

3. Z 14 des Teiles 1 der Anlage zu § 2 lautet:

„Angelegenheiten des Bevölkerungswesens, der
Raumordnung, der Forschung und des Förderungs-
wesens auf Sachgebieten, die nach dem Teil 2 dem
Bundesministerium zur Besorgung zugewiesen
sind."

4. Abschnitt A Z 1 des Teiles 2 der Anlage zu § 2
lautet:

„1. Angelegenheiten der allgemeinen Regierungs-
politik einschließlich der Koordination der
gesamten Verwaltung des Bundes, soweit sie
nicht in die Zuständigkeit eines anderen Bun-
desministeriums fällt.

Dazu gehören insbesondere auch:

Vorbereitung der allgemeinen Regierungspo-
litik.

Hinwirken auf die Wahrung der Einheitlich-
keit der allgemeinen Regierungspolitik und
auf das einheitliche Zusammenarbeiten der
Bundesministerien in allen politischen Belan-
gen.

Hinwirken auf das einheitliche Zusammenar-
beiten zwischen Bund und Ländern.

Wirtschaftliche Koordination einschließlich
der zusammenfassenden Behandlung der
Angelegenheiten der Strukturpolitik.

Koordination in Angelegenheiten der Raum-
ordnung und der umfassenden Landesvertei-
digung."

5. Abschnitt A Z 5 des Teiles 2 der Anlage zu § 2
lautet:

„5. Allgemeine Angelegenheiten der staatlichen
Verwaltung.

Dazu gehören insbesondere auch:

Allgemeine Angelegenheiten der Rechtsord-
nung, der Legistik und der Gesetzessprache
einschließlich der Wahrung der Einheitlich-
keit der die Rechtsetzung des Bundes vorbe-
reitenden Tätigkeit der Bundesministerien.

Allgemeine Angelegenheiten der Organisation
und des Verfahrens der Verwaltungsbehör-
den, Ämter und sonstigen Einrichtungen, die
Aufgaben der staatlichen Verwaltung besor-
gen.

Allgemeine Angelegenheiten der Sicherung
einer bürgernahen, wirtschaftlichen, sparsa-
men und zweckmäßigen Verwaltungsorgani-
sation.

Allgemeine Angelegenheiten des Verwal-
tungsrechts einschließlich des Verwaltungs-
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Strafrechts und des Verwaltungsvollstrek-
kungsrechts.

Allgemeine Angelegenheiten der Verwal-
tungsreform.

Allgemeine Angelegenheiten der Hilfsmittel
der Verwaltung.

Allgemeine Angelegenheiten des Formularwe-
sens.

Allgemeine Angelegenheiten der inneren
Revision.

Allgemeine Angelegenheiten der automations-
unterstützten Datenverarbeitung einschließ-
lich der Koordination ihrer Planung und ihres
Einsatzes sowie der Beurteilung von Anwen-
dungen der automationsunterstützten Daten-
verarbeitung unter Gesichtspunkten der Wirt-
schaftlichkeit, Zweckmäßigkeit und Sparsam-
keit sowie der Verwaltungsreform und des
Datenschutzes. Angelegenheiten eines Aus-
weichrechenzentrums des Bundes.

Allgemeine Angelegenheiten der Registratu-
ren, der Behördenbibliotheken und der Stati-
stik.

Zusammenfassende Behandlung und Koordi-
nation in Angelegenheiten, die den Wirkungs-
bereich zweier oder mehrerer Bundesministe-
rien berühren."

6. In Abschnitt A Z 7 des Teiles 2 der Anlage zu
§ 2 werden das Wort „Dienstpostenplan" durch
„Stellenplan" ersetzt und folgende Worte ange-
fügt: "Allgemeine Angelegenheiten der Anwerbung
von Bediensteten des Bundes."

7. Die Abschnitte „D" bis „N" des Teiles 2 der
Anlage zu § 2 werden als Abschnitte „E" bis „O"
bezeichnet.

8. Abschnitt D (neu) des Teiles 2 der Anlage zu
§ 2 lautet:

„D. Bundesministerium für Familie, Jugend und
Konsumentenschutz

1. Allgemeine Angelegenheiten der Familienpo-
litik einschließlich der Koordination der
Familienpolitik und der Familienförderung.

2. Angelegenheiten des Familienpolitischen
Beirates.

3. Angelegenheiten der Familienberatungsför-
derung.

4. Angelegenheiten des Familienlastenausglei-
ches.

5. Familienpolitische Angelegenheiten auf fol-
genden Sachgebieten:
a) Wohnungswesen;
b) öffentliche Abgaben;
c) Gesundheitspflege, Gesundheitserzie-

hung, Gesundheitsberatung und Gesund-
heitsvorsorge;

d) Ehe- und Kindschaftsrecht, Vormund-
schafts-, Pflegschafts- und Sachwalter-
recht, Unterhaltsvorschußrecht und
Resozialisierung einschließlich des
Rechts der Bewährungshilfe;

e) Sozialversicherung einschließlich der
Arbeitslosenversicherung, Mutterschutz,
allgemeine und besondere Fürsorge
sowie Behindertenhilfe;

f) Volksbildung.
6. Angelegenheiten der Konsumentenpolitik

einschließlich des Konsumentenschutzes,
soweit dieser nicht in den Wirkungsbereich
des Bundesministeriums für Justiz fällt;
Koordination der Konsumentenpolitik.

Dazu gehören insbesondere auch:

Beschwerden in Konsumentenangelegenhei-
ten.

Angelegenheiten des Konsumentenpoliti-
schen Beirates.

Angelegenheiten des Schutzes vor gefährli-
chen Produkten, soweit es sich nicht um
gewerbe- oder wettbewerbsrechtliche Ange-
legenheiten handelt.

7. Angelegenheiten der Mutterschafts- und der
Säuglingsfürsorge.

8. Allgemeine Bevölkerungspolitik.
9. Angelegenheiten der Jugendwohlfahrt,

soweit es sich nicht um zivilrechtliche Ange-
legenheiten handelt.

10. Angelegenheiten der außerschulischen
Jugenderziehung, soweit es sich nicht um
außerschulische Berufsausbildung handelt.

Dazu gehören insbesondere auch:

Allgemeine Angelegenheiten und Koordina-
tion der Jugendpolitik.
Ideelle und finanzielle Förderung von Ein-
richtungen und Veranstaltungen der außer-
schulischen Jugenderziehung.

Ausbildung und Fortbildung von Mitarbei-
tern der außerschulischen Jugenderziehung,
soweit sie nicht in Schulen erfolgt."

9. Abschnitt E (neu) Z 5 des Teiles 2 der Anlage
zu § 2 entfällt.

10. Abschnitt G (neu) Z 20 lautet:

„20. Angelegenheiten der wirtschaftlichen Lan-
desverteidigung einschließlich der Koordina-
tion der wirtschaftlichen Landesverteidi-
gung."

11. Abschnitt L (neu) Z 5 und 6 des Teiles 2 der
Anlage zu § 2 lautet:

„5. Angelegenheiten der allgemeinen und der
besonderen Fürsorge, soweit es sich nicht um
die Mutterschafts- und Säuglingsfürsorge
handelt.
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6. Angelegenheiten der Behindertenhilfe."

12. Abschnitt M (neu) Z 4 des Teiles 2 der
Anlage zu § 2 lautet:

„4. Angelegenheiten der Volksbildung und des
Sports."

Artikel II

Das Familienlastenausgleichsgesetz 1967, BGBl.
Nr. 376, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 359/1982, wird wie folgt geändert:

1. In den §§ 30, 30 f, 30 g, 30 h, 31 b, 31 c, 31 d,
31 e, 32, 39, 40, 42 a und 45 Abs. 3 werden die
Worte: „Bundesminister für Finanzen" und „Bun-
desministerium für Finanzen" jeweils durch die
Worte „Bundesminister für Familie, Jugend und
Konsumentenschutz" und „Bundesministerium für
Familie, Jugend und Konsumentenschutz" ersetzt.

2. Dem § 30 f wird folgender Abs. 6 angefügt:

„(6) Der Bundesminister für Familie, Jugend und
Konsumentenschutz kann mit der Besorgung der
ihm nach den vorstehenden Absätzen obliegenden
Geschäfte die Finanzlandesdirektionen beauftra-
gen."

3. § 31 c Abs. 5 zweiter Satz lautet:

„Sie sind dem Bundesministerium für Familie,
Jugend und Konsumentenschutz und den Finanz-
landesdirektionen gegenüber zur Auskunftsertei-
lung verpflichtet und haben diesen in die Aufzeich-
nungen Einsicht zu geben."

4. § 45 Abs. 1 zweiter Satz lautet:

„Der Bundesminister für Finanzen hat den Länder-
beitrag mit je einem Zwölftel von den monatlichen
Vorschüssen auf die Ertragsanteile der Länder an
den gemeinschaftlichen Bundesabgaben einzube-
halten und an den Ausgleichsfonds für Familienbei-
hilfen, Sektion B, abzuführen."

5. § 51 lautet:

„§ 51. (1) Der Bundesminister für Familie,
Jugend und Konsumentenschutz ist in Angelegen-
heiten des Familienlastenausgleiches auch Abga-
benbehörde im Sinne des § 49 Abs. 1 der Bundesab-
gabenordnung, BGBl. Nr. 194/1961. Bei der sich
hieraus ergebenden Anwendung der Bundesabga-
benordnung stehen dem Bundesminister für Fami-
lie, Jugend und Konsumentenschutz die dem Bun-
desminister für Finanzen nach der Bundesabgaben-
ordnung obliegenden Befugnisse zu.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind betraut:

1. hinsichtlich des §12 Abs. 2 und des §28,
soweit es sich um die Befreiung von den
Gerichts- und Justizverwaltungsgebühren
handelt, der Bundesminister für Justiz,

2. hinsichtlich des § 30 g Abs. 1 der Bundesmini-
ster für Unterricht und Kunst, hinsichtlich der

Universitäten und Hochschulen der Bundes-
minister für Wissenschaft und Forschung, hin-
sichtlich der im § 30 a Abs. 1 lit. c genannten
Schulen der Bundesminister für Gesundheit
und Umweltschutz, jeweils im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Familie, Jugend
und Konsumentenschutz,

3. hinsichtlich des § 31 c Abs. 3 der Bundesmini-
ster für Unterricht und Kunst im Einverneh-
men mit dem Bundesminister für Familie,
Jugend und Konsumentenschutz,

4. hinsichtlich der §§ 28, 30 i Abs. 2, 31 f und 37
Abs. 2, soweit es sich um die Befreiung von
den Stempelgebühren handelt, sowie hinsicht-
lich des § 39 Abs. 5 lit. a und § 45 Abs. 1 zwei-
ter Satz der Bundesminister für Finanzen,

5. im übrigen der Bundesminister für Familie,
Jugend und Konsumentenschutz."

Artikel III

Das Unterhaltsvorschußgesetz, BGBl.
Nr. 250/1976, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 278/1980, wird wie folgt geän-
dert:

1. § 33 Abs. 1 letzter Satz lautet:

„Als letztes Mittel der Abhilfe kann im Einverneh-
men mit dem Bundesminister für Familie, Jugend
und Konsumentenschutz sowie mit Zustimmung
des Bundesministers für Finanzen auf die Forde-
rung ganz oder teilweise verzichtet werden."

2. § 36 lautet:

„§ 36. Mit der Vollziehung dieses Bundesgeset-
zes ist der Bundesminister für Justiz betraut; er hat
bei der Vollziehung des § 17 Abs. 1 und des § 33 im
Zusammenwirken mit dem Bundesminister für
Familie, Jugend und Konsumentenschutz und mit
dem Bundesminister für Finanzen vorzugehen."

Artikel IV

Das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977,
BGBl. Nr. 609, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 61/1983, wird wie folgt geändert:

§ 78 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Mit der Vollziehung des § 60 Abs. 2 lit. b ist
der Bundesminister für Familie, Jugend und Konsu-
mentenschutz betraut."

Artikel V

Das Bundesgesetz, BGBl. Nr. 359/1982, über die
Gewährung der Leistung der Betriebshilfe (des
Wochengeldes) an Mütter, die in der gewerblichen
Wirtschaft oder in der Land- und Forstwirtschaft
selbständig erwerbstätig sind, wird wie folgt geän-
dert:
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Artikel VII lautet:

„Artikel VII

V o l l z i e h u n g

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
hinsichtlich des Art. I § 5 Abs. 4 und des Art. V
Abs. 1 der Bundesminister für Familie, Jugend und
Konsumentenschutz, hinsichtlich des Art. V Abs. 2
der Bundesminister für Finanzen, im übrigen der
Bundesminister für soziale Verwaltung betraut."

Artikel VI

Das Bundesgesetz, BGBl. Nr. 112/1967, über die
Errichtung eines Familienpolitischen Beirates beim
Bundesministerium für Finanzen, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 555/1979 wird wie
folgt geändert:

1. Der Titel lautet:

„Bundesgesetz vom 1. März 1967 über die
Errichtung eines Familienpolitischen Beirates beim
Bundesministerium für Familie, Jugend und Konsu-

mentenschutz"

2. § 2 Abs. 1 lautet:

„§ 2. (1) Der Beirat hat den Bundesminister für
Familie, Jugend und Konsumentenschutz bei der
Besorgung der Angelegenheiten des Familienlasten-
ausgleiches sowie der allgemeinen Familienpolitik
zu beraten."

3. In den §§ 1 und 2 Abs. 2, im § 3 Abs. 5, im § 4
Abs. 1, 2 und 3, in den §§ 5 und 6 Abs. 2 und in den
§§10 und 12 werden die Worte „Bundesminister
für Finanzen", „Bundesministerium für Finanzen"
und „Bundesministeriums für Finanzen" jeweils
durch die Worte „Bundesminister für Familie,
Jugend und Konsumentenschutz", „Bundesministe-
rium für Familie, Jugend und Konsumentenschutz"
und „Bundesministeriums für Familie, Jugend und
Konsumentenschutz" ersetzt.

Artikel VII

Das Familienberatungsförderungsgesetz, BGBl.
Nr. 80/1974, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 555/1979 wird wie folgt geändert:

1. In § 6 wird das Wort „Bundesministerium für
Finanzen" durch das Wort „Bundesministerium für
Familie, Jugend und Konsumentenschutz" ersetzt.

2. § 8 lautet:

„§ 8. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist hinsichtlich des § 7 Abs. 2 der Bundesminister
für Finanzen, im übrigen der Bundesminister für
Familie, Jugend und Konsumentenschutz betraut."

Artikel VIII

Das Produktsicherheitsgesetz, BGBl.
Nr. 171/1983, wird wie folgt geändert:

1. Im § 6 Abs. 2 und 3, in den §§ 10, 11, 13, 15
und 16 werden die Worte „Bundesminister für
Handel, Gewerbe und Industrie", „Bundesministers
für Handel, Gewerbe und Industrie" bzw. „Bun-
desministerium für Handel, Gewerbe und Indu-
strie" jeweils durch die Worte „Bundesminister für
Familie, Jugend und Konsumentenschutz", „Bun-
desministers für Familie, Jugend und Konsumen-
tenschutz" bzw. „Bundesministerium für Familie,
Jugend und Konsumentenschutz" ersetzt.

2. § 7 lautet:

„§ 7. Wenn es der Schutz der im § 1 umschriebe-
nen Interessen erfordert, sind im § 5 angeführte
Maßnahmen — mehrere Maßnahmen in Verbin-
dung untereinander oder eine Maßnahme für sich
allein — durch Verordnung oder, falls die Maß-
nahmen nur für einzelne Hersteller, Importeure
oder Vertreiber bestimmt sind, mit Bescheid zu
treffen; dabei ist jeweils das gelindeste noch zum
Ziel führende Mittel anzuwenden. Vorher ist vom
Bundesminister für Familie, Jugend und Konsu-
mentenschutz ein Gutachten des Produktsicher-
heitsbeirates einzuholen."

3. § 22 lautet:

„§ 22. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundesge-
setzes ist, soweit nicht anderes bestimmt ist, der
Bundesminister für Familie, Jugend und Konsu-
mentenschutz betraut.

(2) Für die nach diesem Bundesgesetz zu treffen-
den Maßnahmen ist jeweils der Bundesminister
zuständig, in dessen Wirkungsbereich das Sachge-
biet, auf dem die Maßnahme zu treffen ist, gemäß
Teil 2 der Anlage zu § 2 des Bundesministerienge-
setzes 1973 fällt. Er hat dabei im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für Familie, Jugend und Kon-
sumentenschutz vorzugehen."

Artikel IX

Insoweit die Finanztandesdirektionen und die
Finanzämter Angelegenheiten des Familienlasten-
ausgleichs besorgen, hat der Bundesminister für
Familie, Jugend und Konsumentenschutz ein fach-
liches Aufsichts- und Weisungsrecht. In grundsätz-
lichen Angelegenheiten der Dienstaufsicht über die
Finanzämter und die Finanzlandesdirektionen hat
der Bundesminister für Finanzen, soweit dadurch
die Besorgung von Angelegenheiten des Familienla-
stenausgleichs betroffen wird, im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Familie, Jugend und
Konsumentenschutz vorzugehen.

Artikel X

(1) Soweit auf Grund dieses Bundesgesetzes eine
Änderung im Wirkungsbereich der Bundesministe-
rien eintritt, werden die den Planstellenbereichen
der bisher zuständigen Bundesministerien angehö-
rigen Bediensteten, die ausschließlich oder überwie-
gend mit Aufgaben betraut sind, die gemäß diesem
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Bundesgesetz in den Wirkungsbereich des Bundes-
ministeriums für Familie, Jugend und Konsumen-
tenschutz fallen, in dessen Planstellenbereich über-
nommen.

(2) Der bisher zuständige Bundesminister hat
nach Anhörung des Zentralausschusses mit
Bescheid festzustellen, welche Beamte ausschließ-
lich oder überwiegend mit Angelegenheiten befaßt
sind, die nunmehr in den Wirkungsbereich des
Bundesministeriums für Familie, Jugend und Kon-
sumentenschutz fallen. Die Übernahme dieser
Beamten in den Planstellenbereich des Bundesmini-
steriums für Familie, Jugend und Konsumenten-
schutz wird mit Erlassung dieser Feststellungsbe-
scheide wirksam.

(3) Abs. 2 gilt für Vertragsbedienstete mit der
Maßgabe, daß an die Stelle des Feststellungsbe-
scheides eine Dienstgebererklärung tritt und die
Übernahme in den Planstellenbereich des Bundes-
ministeriums für Familie, Jugend und Konsumen-
tenschutz mit der Abgabe dieser Dienstgebererklä-
rung wirksam wird.

(4) Den gemäß Abs. 1 in den Planstellenbereich
des Bundesministeriums für Familie, Jugend und
Konsumentenschutz übernommenen Bediensteten
ist eine Verwendung zuzuweisen, die ihrer bisheri-
gen zumindest gleichwertig ist.

(5) Innerhalb dreier Monate nach Inkrafttreten
dieses Bundesgesetzes sind für die Dienststelle und
das Ressort des Bundesministeriums für Familie,
Jugend und Konsumentenschutz ein Dienststellen-
ausschuß und ein Zentralausschuß zu wählen. Die
Bestellung der Wahlausschüsse obliegt dabei dem
Bundesminister für Familie, Jugend und Konsu-
mentenschutz. Die Wahlausschüsse sind derart
zusammenzusetzen, daß jede wahlwerbende
Gruppe mindestens einen Vertreter entsenden
kann, und zwar auch dann, wenn hiedurch die in
den §§16 Abs. 2 und 18 Abs. 1 des Bundes-Perso-
nalvertretungsgesetzes, BGBl. Nr. 133/1967,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 138/1983, festgelegten Mitgliederzahlen über-
schritten werden.

(6) Solange noch kein Zentralausschuß besteht,
gilt § 5 Abs. 1 des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 700/1974, mit dem Bestimmungen über die
Ausschreibung bestimmter leitender Funktionen
getroffen werden, in der Fassung der Kundma-
chung BGBl. Nr. 381/1975 mit der Maßgabe, daß
die Gewerkschaft Öffentlicher Dienst zwei Mitglie-
der zu entsenden hat.

Artikel XI

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1984
in Kraft.

(2) Bescheide und Dienstgebererklärungen gem.
Art. X Abs. 2 und 3 können ab der Kundmachung
des Bundesgesetzes erlassen bzw. abgegeben wer-
den; sie werden jedoch frühestens mit 1. Jänner
1984 wirksam.

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind betraut:

1. hinsichtlich des Art. I Z 1 bis 3 und 7 sowie
des Art. X Abs. 1 bis 3 und 6 und des Art. XI
die Bundesregierung,

2. hinsichtlich des Art. I Z 4 bis 6 der Bundes-
kanzler,

3. hinsichtlich des Art. I Z 8 sowie der Art. II bis
VIII und X Abs. 4 und 5 der Bundesminister
für Familie, Jugend und Konsumentenschutz,

4. hinsichtlich des Art. I Z 9 der Bundesminister
für Finanzen,

5. hinsichtlich des Art. I Z 10 der Bundesmini-
ster für Handel, Gewerbe und Industrie,

6. hinsichtlich des Art. I Z 11 der Bundesmini-
ster für soziale Verwaltung,

7. hinsichtlich des Art. I Z 12 der Bundesmini-
ster für Unterricht und Kunst,

8. hinsichtlich des Art. IX der Bundesminister
für Finanzen im Einvernehmen mit dem Bun-
desminister für Familie, Jugend und Konsu-
mentenschutz.

Kirchschläger

Sinowatz
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